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I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EG) Nr. 417/2001 DER KOMMISSION
vom 1. März 2001

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse
geltenden Einfuhrpreise

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3223/94 der Kommission
vom 21. Dezember 1994 mit Durchführungsbestimmungen
zur Einfuhrregelung für Obst und Gemüse (1), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1498/98 (2), insbesondere auf
Artikel 4 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der
Kommission festzulegenden, zur Bestimmung der
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien
sind in der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 für die in

ihrem Anhang angeführten Erzeugnisse und Zeiträume
festgelegt.

(2) In Anwendung der genannten Kriterien sind die im
Anhang zur vorliegenden Verordnung ausgewiesenen
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 genannten
pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle im Anhang zur
vorliegenden Verordnung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 2. März 2001 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 1. März 2001

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 337 vom 24.12.1994, S. 66.
(2) ABl. L 198 vom 15.7.1998, S. 4.
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ANHANG

zu der Verordnung der Kommission vom 1. März 2001 zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die
Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise

(EUR/100 kg)

KN-Code Drittland-Code (1) Pauschaler
Einfuhrpreis

0702 00 00 052 109,4
204 45,2
212 95,4
624 127,8
999 94,4

0707 00 05 052 91,6
999 91,6

0709 90 70 052 106,3
204 70,6
999 88,4

0805 10 10, 0805 10 30, 0805 10 50 052 66,3
204 45,8
212 49,8
624 53,4
999 53,8

0805 30 10 600 53,3
999 53,3

0808 10 20, 0808 10 50, 0808 10 90 388 111,1
400 83,4
404 77,9
508 93,2
512 108,6
720 121,1
728 101,4
999 99,5

0808 20 50 388 74,8
400 98,8
512 78,2
528 78,1
720 54,6
999 76,9

(1) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2032/2000 der Kommission (ABl. L 243 vom 28.9.2000,
S. 14). Der Code „999“ steht für „Verschiedenes“.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 418/2001 DER KOMMISSION
vom 1. März 2001

über die Zulassung neuer Zusatzstoffe und neuer Verwendungszwecke von Zusatzstoffen in der
Tierernährung

(Text von Bedeutung für den EWR)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 70/524/EWG des Rates vom 23.
November 1970 über Zusatzstoffe in der Tierernährung (1),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2697/2000 (2),
insbesondere auf Artikel 4,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Richtlinie 70/524/EWG sieht vor, dass neue Zusatzstoffe
oder neue Verwendungszwecke von Zusatzstoffen nach
Prüfung des entsprechenden Antrags gemäß Artikel 4
der genannten Richtlinie zugelassen werden können.

(2) Gemäß Artikel 9e Absatz 1 der Richtlinie kann eine
vorläufige Zulassung neuer Zusatzstoffe oder neuer
Verwendungszwecke von Zusatzstoffen erteilt werden,
wenn die Bedingungen des Artikels 3a Buchstaben b) bis
e) der Richtlinie 70/524/EWG erfüllt sind und anhand
der vorliegenden Ergebnisse anzunehmen ist, dass bei
der Verwendung in der Tierernährung eine der in Artikel
2 Buchstabe a) genannten Wirkungen eintritt. Eine
vorläufige Zulassung kann für Zusatzstoffe in Anhang C
Teil II der Richtlinie für maximal vier Jahre erteilt
werden.

(3) Die Bewertung der eingereichten Unterlagen ergibt, dass
die neuen Zubereitungen aus Mikroorganismen und
Enzymen sowie die neuen Verwendungszwecke der
Zubereitungen aus Mikroorganismen und Enzymen, die
in den Anhängen I und II aufgeführt sind, die genannten
Bedingungen erfüllen und dass sie daher für vier Jahre
vorläufig zugelassen werden können.

(4) Gemäß Artikel 2 Buchstabe aaa) der Richtlinie 70/
524/EWG ist die Zulassung von Kokzidiostatika an
einen für das Inverkehrbringen Verantwortlichen zu
binden.

(5) Artikel 9b der Richtlinie 70/524/EWG bestimmt, dass
die Zulassung dieser Stoffe für einen Zeitraum von zehn
Jahren ab dem Zeitpunkt des Wirksamwerden der
endgültigen Zulassung gilt, sofern sämtliche Bedin-
gungen des Artikels 3a der Richtlinie 70/524/EWG
erfüllt sind.

(6) Die Bewertung der eingereichten Unterlagen ergibt, dass
das in Anhang III beschriebene Kokzidiostatikum alle
Anforderungen des Artikels 3a erfüllt, sofern es bei der
in dem genannten Anhang angegebenen Tierkategorie
und unter den dort angegebenen Bedingungen
verwendet wird.

(7) Die Bewertung der Unterlagen ergibt, dass zum Schutz
der Arbeitnehmer vor der Exposition gegenüber den
Zusatzstoffen unter Umständen bestimmte Verfahren
erforderlich sind. Entsprechende Schutzmaßnahmen
sollten jedoch durch Anwendung der Richtlinie 89/
391/EWG des Rates (3) über die Durchführung von
Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit und des
Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmer bei der Arbeit
und ihrer Einzelrichtlinien gewährleistet sein.

(8) Der Wissenschaftliche Ausschuss „Futtermittel“ hat
bezüglich der Unschädlichkeit der Zubereitungen aus
Enzymen und Mikroorganismen sowie des Kokzidiostati-
kums und bezüglich der günstigen Auswirkungen des
letzteren auf die tierische Produktion, sofern die Bedin-
gungen der genannten Anhänge eingehalten werden,
eine positive Stellungnahme abgegeben.

(9) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen
Ausschusses „Futtermittel“ —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Anhang I dieser Verordnung aufgeführten Zuberei-
tungen der Gruppe „Mikroorganismen“ werden zur Verwen-
dung als Zusatzstoffe in der Tierernährung unter den in dem
genannten Anhang aufgeführten Bedingungen zugelassen.

Artikel 2

Die in Anhang II dieser Verordnung aufgeführten Zuberei-
tungen der Gruppe „Enzyme“ werden zur Verwendung als
Zusatzstoffe in der Tierernährung unter den in dem genannten
Anhang aufgeführten Bedingungen zugelassen.

Artikel 3

Der in Anhang III dieser Verordnung aufgeführte Zusatzstoff
der Gruppe „Kokzidiostatika und andere Arzneimittel“ wird zur
Verwendung als Zusatzstoff in der Tierernährung unter den in
dem genannten Anhang aufgeführten Bedingungen zugelassen.

Artikel 4

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Sie gilt ab 1. März 2001.
(1) ABl. L 270 vom 14.12.1970, S. 1.
(2) ABl. L 319 vom 16.12.2000, S. 1. (3) ABl. L 183 vom 29.6.1989, S. 1.
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 1. März 2001

Für die Kommission

David BYRNE

Mitglied der Kommission
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Nummer (oder Tierart oder Tier-
Mindestgehalt Höchstgehalt

Geltungsdauer
EG-Nummer) Zusatzstoff Chemische Bezeichnung, Beschreibung kategorie Höchstalter

KBE/kg Alleinfuttermittel
Sonstige Bestimmungen der Zulassung

ANHANG I

20 Bacillus licheniformis
DSM 5749

Bacillus subtilis
DSM 5750

(im Verhältnis 1:1)

Gemisch aus Bacillus licheni-
formis und Bacillus subtilis mit
einem Mindestgehalt von

3,2 × 109 KBE/g des Zusatzstoffs
(1,6 × 109 KBE/g jedes Bakte-
riums)

Kälber 6 Monate 1,28 × 109 1,6 × 109 In der Gebrauchsanweisung für
den Zusatzstoff und die Vormi-
schung sind die Lagertemperatur,
die Haltbarkeit und die Pelletier-
stabilität anzugeben

28.2.2005

21 Enterococcus faecium
DSM 3530

Zubereitung von Enterococcus
faecium mit einem Mindestgehalt
von

2,5 × 109 KBE/g

Kälber 6 Monate 1 × 109 1 × 109 In der Gebrauchsanweisung für
den Zusatzstoff und die Vormi-
schung sind die Lagertemperatur,
die Haltbarkeit und die Pelletier-
stabilität anzugeben

28.2.2005
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Nummer Tierart
Mindestgehalt Höchstgehalt

(oder EG-
Nummer)

Zusatzstoff Chemische Bezeichnung, Beschreibung oder
Tierkategorie

Mindestalter
Aktivität/kg

Alleinfuttermittel

Sonstige Bestimmungen Geltungsdauer
der Zulassung

ANHANG II

23 Endo-1,4-beta-
xylanase
EC 3.2.1.8

Zubereitung von Endo-1,4-beta-xylanase
aus Trichoderma longibrachiatum (CNCM
MA 6-10 W) mit einer Mindestaktivität
von:

fest: 70 000 IFP (1)/g

flüssig: 7 000 IFP/ml

Masttrut-
hühner

— 700 IFP — 1. In der Gebrauchsanweisung für den Zusatz-
stoff und die Vormischung sind die Lager-
temperatur, die Haltbarkeit und die Pelle-
tierstabilität anzugeben

2. Empfohlene Dosis pro Kilogramm Allein-
futtermittel: 1 400 IFP

3. Zur Verwendung in Mischfuttermitteln mit
hohem Gehalt an anderen Polysacchariden
als Stärke (vor allem Arabinoxylane), z. B.
mehr als 40 % Weizen

28.2.2005

Legehennen — 840 IFP — 1. In der Gebrauchsanweisung für den Zusatz-
stoff und die Vormischung sind die Lager-
temperatur, die Haltbarkeit und die Pelle-
tierstabilität anzugeben

2. Empfohlene Dosis pro Kilogramm Allein-
futtermittel: 840 IFP

3. Zur Verwendung in Mischfuttermitteln mit
hohem Gehalt an anderen Polysacchariden
als Stärke (vor allem Arabinoxylane), z. B.
mehr als 40 % Weizen

28.2.2005

27 Endo-1,4-beta-
xylanase
EC 3.2.1.8

Endo-1,3(4)-beta-
glucanase
EC 3.2.1.6

Zubereitung von Endo-1,4-beta-xylanase
aus Trichoderma reesei (CBS 529.94) und
Endo-1,3(4)-beta-glucanase aus Tricho-
derma reesei (CBS 526.94) mit einer
Mindestaktivität von:

fest:
200 000 BXU (2)/g
200 000 BU (3)/g

flüssig:
30 000 BXU/g
30 000 BU/g

Ferkel 2 Monate 7 500 BXU

7 500 BU

—

—

1. In der Gebrauchsanweisung für den Zusatz-
stoff und die Vormischung sind die Lager-
temperatur, die Haltbarkeit und die Pelle-
tierstabilität anzugeben

2. Empfohlene Dosis pro Kilogramm Allein-
futtermittel:
7 500-15 000 BXU
7 500-15 000 BU

3. Zur Verwendung in Mischfuttermitteln mit
hohem Gehalt an anderen Polysacchariden
als Stärke (vor allem Beta-glucane und
Arabinoxylane), z. B. mehr als 50 % Weizen

28.2.2005
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Nummer Tierart
Mindestgehalt Höchstgehalt

(oder EG-
Nummer)

Zusatzstoff Chemische Bezeichnung, Beschreibung oder
Tierkategorie

Mindestalter
Aktivität/kg

Alleinfuttermittel

Sonstige Bestimmungen Geltungsdauer
der Zulassung

28 3-Phytase
EC 3.1.3.8

Zubereitung von 3-Phytase aus Tricho-
derma reesei (CBS 528.94) mit einer
Mindestaktivität von:

fest: 5 000 PPU (4)/g

flüssig: 1 000 PPU/g

Masthühner — 500 PPU — 1. In der Gebrauchsanweisung für den Zusatz-
stoff und die Vormischung sind die Lager-
temperatur, die Haltbarkeit und die Pelle-
tierstabilität anzugeben

2. Empfohlene Dosis pro Kilogramm Allein-
futtermittel: 500-750 PPU

3. Zur Verwendung in Mischfuttermitteln mit
einem Gehalt von über 0,22 % phytinge-
bundenem Phosphor

28.2.2005

30 Endo-1,3(4)-beta-
glucanase
EC 3.2.1.6

Endo-1,4-beta-xylanase
EC 3.2.1.8

Zubereitung von Endo-1,3(4)-beta-gluca-
nase und Endo-1,4-beta-xylanase aus Peni-
cillium funiculosum (IMI SD 101) mit
einer Mindestaktivität von:

Pulver:
Endo-1,3(4)-beta-glucanase: 2 000 U (5)/g
Endo-1,4-beta-xylanase: 1 400 U (6)/g

flüssig:
Endo-1,3(4)-beta-glucanase: 500 U/ml
Endo-1,4-beta-xylanase: 350 U/ml

Masthühner — Endo-1,3(4)-
beta-gluca-
nase:
100 U

Endo-1,4-
beta-xylanase:
70 U

—

—

1. In der Gebrauchsanweisung für den Zusatz-
stoff und die Vormischung sind die Lager-
temperatur, die Haltbarkeit und die Pelle-
tierstabilität anzugeben

2. Empfohlene Dosis pro Kilogramm Allein-
futtermittel:
Endo-1,3(4)-beta-glucanase: 100 U
Endo-1,4-beta-xylanase: 70 U

3. Zur Verwendung in Mischfuttermitteln mit
hohem Gehalt an anderen Polysacchariden
als Stärke (vor allem Beta-glucane und
Arabinoxylane), z. B. mehr als 50 % Weizen

28.2.2005

Legehennen — Endo-1,3(4)-
beta-gluca-
nase:
100 U

Endo-1,4-
beta-xylanase:
70 U

—

—

1. In der Gebrauchsanweisung für den Zusatz-
stoff und die Vormischung sind die Lager-
temperatur, die Haltbarkeit und die Pelle-
tierstabilität anzugeben

2. Empohlene Dosis pro Kilogramm Alleinfut-
termittel:
Endo-1,3(4)-beta-glucanase: 100 U
Endo-1,4-beta-xylanase: 70 U

3. Zur Verwendung in Mischfuttermitteln mit
hohem Gehalt an anderen Polysacchariden
als Stärke (vor allem Beta-glucane und
Arabinoxylane), z. B. mehr als 60 % Gerste
oder 30 % Weizen

28.2.2005
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Sonstige Bestimmungen Geltungsdauer
der Zulassung

Mast-
schweine

— Endo-1,3(4)-
beta-gluca-
nase:
100 U

Endo-1,4-
beta-xynalase:
70 U

—

—

1. In der Gebrauchsanweisung für den Zusatz-
stoff und die Vormischung sind die Lager-
temperatur, die Haltbarkeit und die
Pelletierstabilität anzugeben

2. Empfohlene Dosis pro Kilogramm Allein-
futtermittel:
Endo-1,3(4)-beta-glucanase: 100 U
Endo-1,4-beta-xylanase: 70 U

3. Zur Verwendung in Mischfuttermitteln mit
hohem Gehalt an anderen Polysacchariden
als Stärke (vor allem Beta-glucane und
Arabinoxylane), z. B. mehr als 50 % Gerste
oder 60 % Weizen

28.2.2005

59 Endo-1,4-beta-xyla-
nase
EC 3.2.1.8

Endo-1,3(4)-beta-
glucanase
EC 3.2.1.6

Subtilisin
EC 3.4.21.62

Alpha-amylase
EC 3.2.1.1

Polygalacturonase
EC 3.2.1.15

Zubereitung von Endo-1,4-beta-xylanase
aus Trichoderma longibrachiatum (ATCC
2105), Endo-1,3(4)-beta-glucanase und
Alpha-amylase aus Bacillus amyloliquefa-
ciens (DSM 9553), Subtilisin aus Bacillus
subtilis (ATCC 2107), Polygalacturonase
aus Aspergillus aculeatus (CBS 589.94) mit
einer Mindestaktivität von:

Endo-1,4-beta-xylanase: 300 U (7)/g
Endo-1,3(4)-beta-glucanase: 150 U (8)/g
Subtilisin: 4 000 U (9)/g
Alpha-amylase: 400 U (10)/g
Polygalacturonase: 25 U (11)/g

Masthühner — Endo-1,4-
beta-xylanase:
300 U

Endo-1,3(4)-
beta-gluca-
nase:
150 U

Subtilisin:
4 000 U

Alpha-
amylase:
400 U

Polygalac-
turonase:
25 U

—

—

—

—

—

1. In der Gebrauchsanweisung für den Zusatz-
stoff und die Vormischung sind die Lager-
temperatur, die Haltbarkeit und die Pelle-
tierstabilität anzugeben

2. Empfohlene Dosis pro Kilogramm Allein-
futtermittel:
Endo-1,4-beta-xylanase: 300 U
Endo-1,3(4)-beta-glucanase: 150 U
Subtilisin: 4 000 U
Alpha-amylase: 400 U
Polygalacturonase: 25 U

3. Zur Verwendung in Mischfuttermitteln mit
hohem Gehalt an Stärke und anderen Poly-
sacchariden (vor allem Arabinoxylane und
Beta-glucane), z. B. mehr als 40 % Mais

28.2.2005

60 Endo-1,4-beta-xyla-
nase
EC 3.2.1.8

Endo-1,3(4)-beta-
glucanase
EC 3.2.1.6

Zubereitung von Endo-1,4-beta-xylanase
aus Trichoderma longibrachiatum (ATCC
2105), Endo-1,3(4)-beta-glucanase aus
Trichoderma longibrachiatum (ATCC
2106) mit einer Mindestaktivität von:

Endo-1,4-beta-xylanase: 5 000 U (7)/ml
Endo-1,3(4)-beta-glucanase: 50 U (8)/ml

Masthühner — Endo-1,4-
beta-xylanase:
500 U

Endo-1,3(4)-
beta-gluca-
nase:
5 U

—

—

1. In der Gebrauchsanweisung für den Zusatz-
stoff und die Vormischung sind die Lager-
temperatur, die Haltbarkeit und die Pelle-
tierstabilität anzugeben

2. Empfohlene Dosis pro Kilogramm Allein-
futtermittel:
Endo-1,4-beta-xylanase: 500-2 500 U
Endo-1,3(4)-beta-glucanase: 5-25 U

3. Zur Verwendung in Mischfuttermitteln mit
hohem Gehalt an anderen Polysacchariden
als Stärke (vor allem Beta-glucane und
Arabinoxylane), z. B. mehr als 20 % Gerste
und 40 % Weizen

28.2.2005
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Nummer Tierart
Mindestgehalt Höchstgehalt

(oder EG-
Nummer)

Zusatzstoff Chemische Bezeichnung, Beschreibung oder
Tierkategorie

Mindestalter
Aktivität/kg

Alleinfuttermittel

Sonstige Bestimmungen Geltungsdauer
der Zulassung

61 Endo-1,4-beta-xyla-
nase
EC 3.2.1.8

Endo-1,3(4)-beta-
glucanase
EC 3.2.1.6

Zubereitung von Endo-1,4-beta-xylanase
aus Trichoderma reesei (CBS 529.94),
Endo-1,3(4)-beta-glucanase aus Tricho-
derma reesei (CBS 526.94) mit einer
Mindestaktivität von:

Pulver:
Endo-1,4-beta-xylanase: 17 000 BXU (2)/g
Endo-1,3(4)-beta-glucanase: 11 000 BU (3)/g

flüssig:
Endo-1,4-beta-xylanase: 22 000 BXU/g
Endo-1,3(4)-beta-glucanase: 15 000 BU/g

Masthühner — Endo-1,4-
beta-xylanase:
17 000 BXU

Endo-1,3(4)-
beta-gluca-
nase:
11 000 BU

—

—

1. In der Gebrauchsanweisung für den Zusatz-
stoff und die Vormischung sind die Lager-
temperatur, die Haltbarkeit und die
Pelletierstabilität anzugeben

2. Empfohlene Dosis pro Kilogramm Allein-
futtermittel:
Endo-1,4-beta-xylanase: 17 000 BXU
Endo-1,3(4)-beta-glucanase: 11 000 BU

3. Zur Verwendung in Mischfuttermitteln mit
hohem Gehalt an anderen Polysacchariden
als Stärke (vor allem Beta-glucane und
Arabinoxylane), z. B. mehr als 40 % Gerste
oder 55 % Weizen

28.2.2005

(1) 1 IFP ist die Enzymmenge, die 1 Mikromol reduzierende Zucker (Xyloseäquivalent) in der Minute bei einem pH-Wert von 4,8 und einer Temperatur von 50 °C aus Hafer-Xylan freisetzt.
(2) 1 BXU ist die Enzymmenge, die 0,06 Mikromol reduzierende Zucker (Xyloseäquivalent) in der Minute bei einem pH-Wert von 5,3 und einer Temperatur von 50 °C aus Birkenholz-Xylan freisetzt.
(3) 1 BU ist die Enzymmenge, die 0,06 Mikromol reduzierende Zucker (Glucoseäquivalent) in der Minute bei einem pH-Wert von 4,8 und einer Temperatur von 50 °C aus Gerste-Beta-Glucan freisetzt.
(4) 1 PPU ist die Enzymmenge, die 1 Mikromol anorganisches Phosphat in der Minute bei einem pH-Wert von 5,0 und einer Temperatur von 37 °C aus Natrium-Phytat freisetzt.
(5) 1 U ist die Enzymmenge, die 5,55 Mikromol reduzierende Zucker (Maltoseäquivalent) in der Minute bei einem pH-Wert von 5,0 und einer Temperatur von 50 °C aus Gerste-Beta-Glucan freisetzt.
(6) 1 U ist die Enzymmenge, die 4,00 Mikromol reduzierende Zucker (Maltoseäquivalent) in der Minute bei einem pH-Wert von 5,5 und einer Temperatur von 50 °C aus Birkenholz-Xylan freisetzt.
(7) 1 U ist die Enzymmenge, die 1 Mikromol reduzierende Zucker (Xyloseäquivalent) in der Minute bei einem pH-Wert von 5,3 und einer Temperatur von 50 °C aus Spelzhafer-Xylan freisetzt.
(8) 1 U ist die Enzymmenge, die 1 Mikromol reduzierende Zucker (Glucoseäquivalent) in der Minute bei einem pH-Wert von 5,0 und einer Temperatur von 30 °C aus Gerste-Beta-Glucan freisetzt.
(9) 1 U ist die Enzymmenge, die 1 Mikromol Phenolverbindung (Tyrosinäquivalent) in der Minute bei einem pH-Wert von 7,5 und einer Temperatur von 40 °C aus einem Casein-Substrat freisetzt.
(10) 1 U ist die Enzymmenge, die 1 Mikromol glykosidische Bindungen in der Minute bei einem pH-Wert von 6,5 und einer Temperatur von 37 °C aus einem wasserunlöslichen vernetzten Stärkepolymersubstrat freisetzt.
(11) 1 U ist die Enzymmenge, die 1 Mikromol Reduktionsmittel (Galacturonsäureäquivalent) in der Minute bei einem pH-Wert von 5,0 und einer Temperatur von 40 °C aus einem Poly-D-Galacturonsubstrat freisetzt.
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Registrierungs- Name und Mindestgehalt Höchstgehalt

nummer des
Zusatzstoffs

Registrierungsnummer der
für das Inverkehrbringen
verantwortlichen Person

Zusatzstoff
(Handelsname)

Zusammensetzung,
chemische Bezeichnung, Beschreibung

Tierart oder
Tierkategorie Höchstalter

mg Wirkstoff/kg
Alleinfuttermittel

Sonstige
Bestimmungen

Geltungsdauer
der Zulassung

ANHANG III

E771 Janssen Animal
Health B.V.B.A

Zusammensetzung des Zusatz-
stoffes:

Masttrut-
hühner

12 Wochen 1 1 Verabreichung nur
bis höchstens 5 Tage

28.2.2011

Diclazuril 0,5 g/100 g
(Clinacox 0,5 % Vormi-
schung)

Diclazuril: 0,5 g/100 g
Sojabohnenmehl: 99,25 g/100 g
Polyvidon K 30: 0,2 g/100 g
Natriumhydroxid: 0,0538 g/100 g

vor der Schlachtung
zulässig

Diclazuril 0,2 g/100 g
(Clinacox 0,2 % Vormi-
schung)

Diclazuril: 0,2 g/100 g
Sojabohnenmehl: 39,7 g/100 g
Polyvidon K 30: 0,08 g/100 g
Natriumhydroxid: 0,0215 g/100 g
Weizenfuttermehl: 60 g/100 g

Wirkstoff:

Diclazuril,
C17H9Cl3N4O2,
(±)-4-chlorophenyl[2,6-dichloro-4-
(2,3,4,5-tetrahydro-3,5-dioxo-1,2,4-
triazin-2-yl)phenyl]acetonitril,
CAS-Nummer: 101831-37-2,

Verwandte Verunreinigungen:
Abbauprodukt
(R064318): ≤ 0,2 %
Sonstige verwandte Verunreinigungen
(R066891, R066896, R068610,
R070156, R068584, R070016): je
≤ 0,5 %

Verunreinigungen insgesamt: ≤ 1,5 %
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VERORDNUNG (EG) Nr. 419/2001 DER KOMMISSION
vom 1. März 2001

zur Festsetzung der Höchsterstattung bei der Ausfuhr von Weichweizen im Rahmen der
Ausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1701/2000

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1666/2000 (2),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1501/95 der Kommission
vom 29. Juni 1995 mit Durchführungsbestimmungen zur
Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates hinsichtlich der
Gewährung von Ausfuhrerstattungen und zur Festlegung der
bei Störungen im Getreidesektor zu treffenden Maßnahmen (3),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2513/98 (4),
insbesondere auf Artikel 4,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Eine Ausschreibung der Erstattung bei der Ausfuhr von
Weichweizen nach allen Drittländern mit Ausnahme
von verschiedenen AKP-Ländern wurde durch die
Verordnung (EG) Nr. 1701/2000 der Kommission (5),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 293/
2001 (6), eröffnet.

(2) Nach Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 1501/95 kann
die Kommission auf der Grundlage der eingereichten
Angebote nach dem Verfahren des Artikels 23 der

Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 beschließen, unter
Berücksichtigung der Kriterien nach Artikel 1 der
Verordnung (EG) Nr. 1501/95 eine Höchstausfuhrerstat-
tung festzusetzen. In einem solchen Fall wird der
Zuschlag jedem Bieter erteilt, dessen Angebot der
Höchstausfuhrerstattung entspricht oder darunter liegt.

(3) Die Anwendung der vorgenannten Kriterien auf die
derzeitige Marktlage bei der betreffenden Getreideart
führt zur Festsetzung einer Höchsterstattung in Höhe des
in Artikel 1 genannten Betrags.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Höchsterstattung bei der Ausfuhr von Weichweizen wird
für die vom 23. Februar bis zum 1. März 2001 im Rahmen der
Ausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1701/2000
eingereichten Angebote auf 9,00 EUR/t festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 2. März 2001 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 1. März 2001

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 181 vom 1.7.1992, S. 21.
(2) ABl. L 193 vom 29.7.2000, S. 1.
(3) ABl. L 147 vom 30.6.1995, S. 7.
(4) ABl. L 313 vom 21.11.1998, S. 16.
(5) ABl. L 195 vom 1.8.2000, S. 18.
(6) ABl. L 43 vom 14.2.2001, S. 10.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 420/2001 DER KOMMISSION
vom 1. März 2001

zur Festsetzung der Höchsterstattung bei der Ausfuhr von Weichweizen im Rahmen der
Ausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2014/2000

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1666/2000 (2),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1501/95 der Kommission
vom 29. Juni 1995 mit Durchführungsbestimmungen zur
Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates hinsichtlich der
Gewährung von Ausfuhrerstattungen und zur Festlegung der
bei Störungen im Getreidesektor zu treffenden Maßnahmen (3),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2513/98 (4),
insbesondere auf Artikel 7,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Eine Ausschreibung der Erstattung bei der Ausfuhr von
Weichweizen nach bestimmten AKP-Staaten wurde
durch die Verordnung (EG) Nr. 2014/2000 der Kommis-
sion (5) eröffnet.

(2) Nach Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 1501/95 kann
die Kommission auf der Grundlage der eingereichten
Angebote nach dem Verfahren des Artikels 23 der
Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 beschließen, unter

Berücksichtigung der Kriterien nach Artikel 1 der
Verordnung (EG) Nr. 1501/95 eine Höchstausfuhrerstat-
tung festzusetzen. In einem solchen Fall wird der
Zuschlag jedem Bieter erteilt, dessen Angebot der
Höchstausfuhrerstattung entspricht oder darunter liegt.

(3) Die Anwendung der vorgenannten Kriterien auf die
derzeitige Marktlage bei der betreffenden Getreideart
führt zur Festsetzung einer Höchsterstattung in Höhe des
in Artikel 1 genannten Betrags.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Höchsterstattung bei der Ausfuhr von Weichweizen wird
für die vom 23. Februar bis zum 1. März 2001, im Rahmen
der Ausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2014/2000
eingereichten Angebote auf 11,00 EUR/t festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 2. März 2001 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 1. März 2001

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 181 vom 1.7.1992, S. 21.
(2) ABl. L 193 vom 29.7.2000, S. 1.
(3) ABl. L 147 vom 30.6.1995, S. 7.
(4) ABl. L 313 vom 21.11.1998, S. 16.
(5) ABl. L 241 vom 26.9.2000, S. 23.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 421/2001 DER KOMMISSION
vom 1. März 2001

zur Festsetzung der Höchsterstattung bei der Ausfuhr von Gerste im Rahmen der Ausschreibung
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2317/2000

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1666/2000 (2),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1501/95 der Kommission
vom 29. Juni 1995 mit Durchführungsbestimmungen zur
Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates hinsichtlich der
Gewährung von Ausfuhrerstattungen und zur Festlegung der
bei Störungen im Getreidesektor zu treffenden Maßnahmen (3),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2513/98 (4),
insbesondere auf Artikel 4,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Eine Ausschreibung der Erstattung bei der Ausfuhr von
Gerste nach allen Drittländern mit Ausnahme der Verei-
nigten Staaten von Amerika und Kanada wurde durch
die Verordnung (EG) Nr. 2317/2000 der Kommission (5)
eröffnet.

(2) Nach Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 1501/95 kann
die Kommission auf der Grundlage der eingereichten
Angebote nach dem Verfahren des Artikels 23 der
Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 beschließen, unter

Berücksichtigung der Kriterien nach Artikel 1 der
Verordnung (EG) Nr. 1501/95 eine Höchstausfuhrerstat-
tung festzusetzen. In einem solchen Fall wird der
Zuschlag jedem Bieter erteilt, dessen Angebot der
Höchstausfuhrerstattung entspricht oder darunter liegt.

(3) Die Anwendung der vorgenannten Kriterien auf die
derzeitige Marktlage bei der betreffenden Getreideart
führt zur Festsetzung einer Höchstausfuhrerstattung in
Höhe des in Artikel 1 genannten Betrags.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Höchsterstattung bei der Ausfuhr von Gerste wird für die
vom 23. Februar bis zum 1. März 2001 im Rahmen der
Ausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2317/2000
eingereichten Angebote auf 0,00 EUR/t festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 2. März 2001 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 1. März 2001

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 181 vom 1.7.1992, S. 21.
(2) ABl. L 193 vom 29.7.2000, S. 1.
(3) ABl. L 147 vom 30.6.1995, S. 7.
(4) ABl. L 313 vom 21.11.1998, S. 16.
(5) ABl. L 267 vom 20.10.2000, S. 23.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 422/2001 DER KOMMISSION
vom 1. März 2001

bezüglich der im Rahmen der Ausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1740/2000 einge-
reichten Angebote für die Ausfuhr von Roggen

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1666/2000 (2),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1501/95 der Kommission
vom 29. Juni 1995 mit Durchführungsbestimmungen zur
Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates hinsichtlich der
Gewährung von Ausfuhrerstattungen und zur Festlegung der
bei Störungen im Getreidesektor zu treffenden Maßnahmen (3),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2513/98 (4),
insbesondere auf Artikel 7,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Eine Ausschreibung der Erstattung bei der Ausfuhr von
Roggen nach allen Drittländern wurde durch die Verord-
nung (EG) Nr. 1740/2000 der Kommission (5) eröffnet.

(2) Nach Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 1501/95 kann
die Kommission auf der Grundlage der eingereichten
Angebote nach dem Verfahren des Artikels 23 der

Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 beschließen, die auf die
Ausschreibung eingegangenen Angebote nicht zu
berücksichtigen.

(3) Unter Berücksichtigung insbesondere der Kriterien nach
Artikel 1 der Verordnung (EG) Nr. 1501/95 ist die Fest-
setzung einer Höchsterstattung nicht angezeigt.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die im Rahmen der Ausschreibung der Erstattung oder der
Abgabe bei der Ausfuhr von Roggen gemäß der Verordnung
(EG) Nr. 1740/2000 vom 23. Februar bis zum 1. März 2001
eingereichten Angebote werden nicht berücksichtigt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 2. März 2001 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 1. März 2001

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 181 vom 1.7.1992, S. 21.
(2) ABl. L 193 vom 29.7.2000, S. 1.
(3) ABl. L 147 vom 30.6.1995, S. 7.
(4) ABl. L 313 vom 21.11.1998, S. 16.
(5) ABl. L 199 vom 5.8.2000, S. 3.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 423/2001 DER KOMMISSION
vom 1. März 2001

zur Festsetzung der Höchsterstattung bei der Ausfuhr von Hafer im Rahmen der Ausschreibung
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2097/2000

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1666/2000 (2),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1501/95 der Kommission
vom 29. Juni 1995 mit Durchführungsbestimmungen zur
Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates hinsichtlich der
Gewährung von Ausfuhrerstattungen und zur Festlegung der
bei Störungen im Getreidesektor zu treffenden Maßnahmen (3),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2513/98 (4),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 2097/2000 der Kommis-
sion vom 3. Oktober 2000 über eine besondere Interventions-
maßnahme für Getreide in Finnland und Schweden (5), geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 393/2001 (6), insbesondere auf
Artikel 8,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Eine Ausschreibung der Erstattung für die Ausfuhr aus
Finnland und Schweden von in diesen beiden Ländern
erzeugtem Hafer nach allen Drittländern wurde durch
die Verordnung (EG) Nr. 2097/2000 eröffnet.

(2) Nach Artikel 8 der Verordnung (EG) Nr. 2097/2000
kann die Kommission auf der Grundlage der einge-
reichten Angebote nach dem Verfahren des Artikels 23

der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 beschließen, unter
Berücksichtigung der Kriterien nach Artikel 1 der
Verordnung (EG) Nr. 1501/95 eine Höchstausfuhrerstat-
tung festzusetzen. In einem solchen Fall wird der
Zuschlag jedem Bieter erteilt, dessen Angebot der
Höchstausfuhrerstattung entspricht oder darunter liegt.

(3) Die Anwendung der vorgenannten Kriterien auf die
derzeitige Marktlage bei der betreffenden Getreideart
führt zur Festsetzung einer Höchstausfuhrerstattung in
Höhe des in Artikel 1 genannten Betrages.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Höchsterstattung bei der Ausfuhr von Hafer wird für die
vom 23. Februar bis zum 1. März 2001 im Rahmen der
Ausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2097/2000
eingereichten Angebote auf 39,97 EUR/t festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 2. März 2001 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 1. März 2001

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 181 vom 1.7.1992, S. 21.
(2) ABl. L 193 vom 29.7.2000, S. 1.
(3) ABl. L 147 vom 30.6.1995, S. 7.
(4) ABl. L 313 vom 21.11.1998, S. 16.
(5) ABl. L 249 vom 4.10.2000, S. 15.
(6) ABl. L 58 vom 28.2.2001, S. 8.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 424/2001 DER KOMMISSION
vom 1. März 2001

zur Änderung der im Zuckersektor für bestimmte Erzeugnisse geltenden repräsentativen Preise
und zusätzlichen Einfuhrzölle

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2038/1999 des Rates
vom 13. September 1999 über die gemeinsame Marktorgani-
sation für Zucker (1), geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1527/2000 der Kommission (2),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1423/95 der Kommission
vom 23. Juni 1995 mit Durchführungsbestimmungen zur
Einfuhr von Erzeugnissen des Zuckersektors außer Melasse (3),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 624/98 (4),
insbesondere auf Artikel 1 Absatz 2 zweiter Unterabsatz und
Artikel 3 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die bei der Einfuhr von Weißzucker, Rohzucker und
bestimmtem Sirup zu berücksichtigenden repräsenta-
tiven Preise und zusätzlichen Einfuhrzölle wurden durch
die Verordnung (EG) Nr. 1411/2000 der Kommission (5),

zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 415/
2001 (6), festgesetzt.

(2) Die Anwendung der mit der Verordnung (EG) Nr. 1423/
95 erlassenen Festsetzungsbestimmungen auf die
Angaben, die der Kommission vorliegen, hat die Ände-
rung der geltenden Beträge gemäß dem Anhang zur
vorliegenden Verordnung zur Folge —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die bei der Einfuhr der in Artikel 1 der Verordnung (EG) Nr.
1423/95 genannten Erzeugnisse anzuwendenden repräsenta-
tiven Preise und zusätzlichen Zölle sind im Anhang festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 2. März 2001 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 1. März 2001

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 252 vom 25.9.1999, S. 1.
(2) ABl. L 175 vom 14.7.2000, S. 59.
(3) ABl. L 141 vom 24.6.1995, S. 16.
(4) ABl. L 85 vom 20.3.1998, S. 5.
(5) ABl. L 161 vom 1.7.2000, S. 22. (6) ABl. L 60 vom 1.3.2001, S. 41.
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ANHANG

zu der Verordnung der Kommission vom 1. März 2001 zur Änderung der bei der Einfuhr von Weißzucker,
Rohzucker und der Erzeugnisse des KN-Codes 1702 90 99 anwendbaren repräsentativen Preise und zusätzlichen

Zölle

(in EUR)

KN-Code
Repräsentativer Preis

je 100 kg
Eigengewicht

Zusätzlicher Zoll je
100 kg

Eigengewicht

1701 11 10 (1) 24,57 4,01
1701 11 90 (1) 24,57 9,25
1701 12 10 (1) 24,57 3,82
1701 12 90 (1) 24,57 8,82
1701 91 00 (2) 22,99 14,31
1701 99 10 (2) 22,99 9,22
1701 99 90 (2) 22,99 9,22
1702 90 99 (3) 0,23 0,41

(1) Festsetzung für die Standardqualität gemäß Artikel 1 der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 431/68 des Rates (ABl. L 89 vom 10.4.1968,
S. 3).

(2) Festsetzung für die Standardqualität gemäß Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 793/72 des Rates (ABl. L 94 vom 21.4.1972, S. 1).

(3) Festsetzung pro 1 % Saccharosegehalt.
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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

KOMMISSION

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION
vom 17. Januar 2001

zu Artikel 21 des Regionalgesetzentwurfs (Region Sizilien) n. 368.2.XII „Fischerei- und Schifffahrts-
bestimmungen/Vorschriften über Küstengewässer“

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2001) 163)

(Nur der italienische Text ist verbindlich)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2001/170/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 88 Absatz 2 erster
Unterabsatz,

nach Aufforderung der Beteiligten zur Äußerung entsprechend
dem genannten Artikel,

in Erwägung nachstehender Gründe:

Verfahren

(1) Mit Schreiben vom 10. April 1997, dessen Eingang bei
der Kommission am 17. April 1997 registriert wurde,
haben Ihre Behörden den oben genannten Gesetzesent-
wurf notifiziert (Dossier N 250/97). Mit Schreiben vom
20. Juni 1997, Eingang bei der Kommission am 30. Juni
1997, wurden ergänzende Angaben übermittelt.

(2) Am 30. Juli 1997 hat die Kommission beschlossen, im
Hinblick auf Artikel 21 „Beschäftigungsbeihilfen“ des
Regionalgesetzentwurfs (Region Sizilien) n. 368.2.XII
„Fischerei- und Schifffahrtsbestimmungen/Vorschriften
über Küstengewässer“ das Verfahren nach Artikel 93
Absatz 2 EG-Vertrag einzuleiten (Schreiben an die italie-
nischen Behörden SG(97) D/7090 vom 18. August
1997).

(3) Mit Schreiben vom 13. Januar 1998 haben die italieni-
schen Behörden die von der Kommission erbetenen
Angaben übermittelt. Am 6. September 1997 sandte die
Associazione Armatori della Pesca eine Stellungnahme.
Weitere Stellungnahmen anderer Mitgliedstaaten oder

sonstiger Beteiligter liegen der Kommission nicht vor.
Am 1. Februar 1999 sowie am 17. April und am 1.
August 2000 wurden weitere Auskünfte erbeten, auf die
die italienische Regierung am 29. Mai und 2. Oktober
2000 antwortete.

Beschreibung der Beihilfen

(4) Artikel 21 des Regionalgesetzentwurfs n. 368.2.XII
besagt Folgendes:

„(1) Den Beschäftigten von Fischereiunternehmen, für
die Beschränkungen nach Artikel 13 dieses Gesetzes
gelten und die auf Schiffen, die in Sizilien registriert sind,
im Laufe des Jahres mindestens 181 Tage auf See
verbracht haben, kann (Änderungen vorbehalten) jähr-
lich eine Pauschalbeihilfe in Höhe von 4 800 000 ITL
gezahlt werden.

(2) Als Seetage gezählt werden auch Krankheitstage
und durch höhere Gewalt verursachte Abwesenheit bis
zu 20 Tagen. Was unter höherer Gewalt fällt, wird in der
Durchführungsverordnung zu diesem Gesetz festgelegt.

(3) Die Maßnahmen nach Absatz 1 werden auf Seefi-
scher und Reeder, einzeln oder zusammengeschlossen,
ausgedehnt, die zu mindestens 13 und im Fall des
gemeinsamen Besitzes mit dem Ehepartner zwölf Schiffs-
parten Eigner von Fischereifahrzeugen mit einer
Tonnage von weniger als 30 Bruttoregistertonnen (BRT)
sind, handwerkliche Fischerei im Sinne von Artikel 16
betreiben und seit mindestens einem Jahr in der Region
Sizilien registriert sind.“
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(5) Ziel dieser Bestimmung ist es, Arbeitsplätze im Fischerei-
sektor zu sichern. Den Beschäftigten der Unternehmen,
für die Beschränkungen nach Artikel 13 des Gesetzes
gelten (Anpassung des Fischereiaufwands an die
Bestandslage durch Begrenzung der Fangzeit, der
verwendeten Fanggeräte, der Zielarten und Fanggebiete,
sowie der Anzahl einzusetzender Schiffe und der Schiffs-
merkmale), die auf Schiffen, die in Sizilien registriert
sind, mindestens 181 Seetage verbracht haben, wird eine
Pauschalbeihilfe gezahlt.

(6) Die Pauschalbeihilfe wird auf Seefischer und Reeder
ausgedehnt, einzeln oder zusammengeschlossen, die
Eigner von Fischereifahrzeugen mit einer Tonnage unter
30 Bruttoregistertonnen (BRT) sind, die handwerkliche
Fischerei betreiben (Fischerei mit Schiffen mit weniger
als 30 BRT, in der weder Schlepp- noch Wadennetze
eingesetzt werden) und seit mindestens einem Jahr in
Sizilien registriert sind (Artikel 21 Absatz 3 des Regio-
nalgesetzentwurfs n. 368.2.XII).

Würdigung

(7) Die Kommission hatte die italienischen Behörden in
ihrem Schreiben zur Einleitung des Verfahrens aufgefor-
dert, die in Artikel 21 Absatz 3 vorgesehenen Beihilfen
für Seefischer und Reeder, einzeln oder zusammenge-
schlossen, zu streichen.

(8) Denn diese Beihilfen für einzelne oder zusammenge-
schlossene Seefischer und Reeder stellen nach Ansicht
der Kommission Betriebsbeihilfen dar, die den allge-
meinen Wettbewerbsregeln zuwiderlaufen, da sie darauf
abzielen, den Unternehmen Kosten zu ersparen, die diese
im Rahmen ihrer laufenden Geschäfte und üblichen
Tätigkeiten normalerweise hätten tragen müssen.

(9) Während eines Treffens mit den Dienststellen der
Kommisison am 24. November 1999 und in ihren
Schreiben vom 29. Mai und 2. Oktober 2000 hat die
italienische Regierung die Kommission davon in
Kenntnis gesetzt, dass der Regionalgesetzentwurf von

der Regionalversammlung Siziliens nicht angenommen
worden ist und durch einen neuen Entwurf ersetzt
werden wird.

(10) Da das Regionalgesetz hierauf nicht erlassen wird und
die Notifizierung zurückgezogen wurde, wird das
Verfahren, das die Kommission im Hinblick auf besagte
Vorschrift eingeleitet hat, gegenstandslos.

(11) Da die Anmeldung der geplanten Beihilfen gegen-
standslos geworden ist, ist dieses Verfahren nach Artikel
8 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 659/1999 des
Rates vom 22. März 1999 über besondere Vorschriften
für die Anwendung von Artikel 93 (jetzt Artikel 88) des
EG-Vertrags (1) einzustellen.

Fazit

(12) Angesichts obiger Ausführungen hält es die Kommission
für gerechtfertigt, das Prüfverfahren einzustellen —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Das im Hinblick auf Artikel 21 Absatz 3 des italienischen
Regionalgesetzentwurfs (Region Sizilien) n. 368.2.XII
„Fischerei- und Schiffahrtsbestimmungen/Vorschriften über
Küstengewässer“ eingeleitete Verfahren wird eingestellt.

Artikel 2

Diese Entscheidung ist an die italienische Republik gerichtet.

Brüssel, den 17. Januar 2001

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 83 vom 27.3.1999, S. 1.
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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION
vom 19. Februar 2001

zur Festlegung der Bedingungen, unter denen die in der Richtlinie 94/62/EG über Verpackungen
und Verpackungsabfälle festgelegten Schwermetallgrenzwerte nicht für Glasverpackungen gelten

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2001) 398)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2001/171/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 94/62/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 20. Dezember 1994 über Verpa-
ckungen und Verpackungsabfälle (1), insbesondere auf Artikel
11 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) In Artikel 11 der Richtlinie 94/62/EG ist die schrittweise
Senkung der Schwermetallkonzentration in Ver-
packungen vorgesehen.

(2) Die Erfahrungen der ersten Jahre der Anwendung von
Artikel 11 haben gezeigt, dass es bei Glas ein spezifi-
sches Problem gibt, da stofflich verwertetes Glas durch
Glaswerkstoffe mit einem hohen Bleigehalt kontaminiert
ist.

(3) Die vollständige Anwendung des Grenzwerts von
100 ppm, der zum 30. Juni 2001 in Kraft treten soll,
könnte dazu führen, dass die Verwendung von stofflich
verwertetem Glas zurückgeht, damit Artikel 11 einge-
halten werden kann, was im Ergebnis umweltpolitisch
nicht wünschenswert wäre.

(4) Die Ausnahmeregelung soll für Glasverpackungen gelten
unter Berücksichtigung ihrer Merkmale in Bezug auf
Schwermetallemissionen und die Bedeutung der weiteren
Förderung der stofflichen Verwertung von Glas.

(5) Die Ausnahmeregelung soll den Grenzwert von
100 ppm betreffen.

(6) Die Messergebnisse aus Produktionsstätten und die
verwendeten Messmethoden sollen den zuständigen
Behörden auf Anfrage zur Verfügung gestellt werden.

(7) Die Ausnahmeregelung soll am 30. Juni 2006 auslaufen,
sofern nicht nach dem in Artikel 21 der Richtlinie 94/
62/EG festgelegten Verfahren eine Verlängerung
beschlossen wird.

(8) Diese Entscheidung entspricht der Stellungnahme des
nach Artikel 21 der Richtlinie 94/62/EG eingesetzten
Ausschusses —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Mit dieser Entscheidung, die für alle unter die Richtlinie 94/
62/EG fallenden Glasverpackungen gilt, werden die Bedin-

gungen festgelegt, unter denen die in Artikel 11 der Richtlinie
94/62/EG festgelegten Grenzwerte nicht gelten.

Artikel 2

Im Sinne dieser Entscheidung:

— gelten die Begriffsbestimmungen in Artikel 3 der Richtlinie
94/62/EG,

— gilt als „bewusste Zugabe“ der „beabsichtigte Einsatz eines
Stoffes in der Formel einer Verpackung oder Verpackungs-
komponente mit dem Ziel, durch seine anhaltende Präsenz
in der Endverpackung oder Verpackungskomponente ein
bestimmtes Merkmal, Aussehen oder eine bestimmte
Qualität zu erzielen“. Nicht als „bewusste Zugabe“ anzu-
sehen ist, wenn Sekundärrohstoffe, die zum Teil Metalle
enthalten können, die Konzentrationsgrenzwerten unter-
liegen, bei der Herstellung neuer Verpackungsmaterialien
verwendet werden.

Artikel 3

Glasverpackungen dürfen nach dem 30. Juni 2001 den in
Artikel 11 der Richtlinie 94/62/EG festgelegten Grenzwert von
100 Gewichts-ppm überschreiten, wenn alle in den Artikeln 4
und 5 dieser Entscheidung genannten Bedingungen erfüllt sind.

Artikel 4

Blei, Cadmium, Quecksilber und Chrom VI dürfen bei der
Fertigung nicht bewusst als Bestandteil zugegeben werden.

Verpackungen dürfen die Grenzwerte nur überschreiten, wenn
dies auf den Zusatz von Sekundärrohstoffen zurückzuführen
ist.

Artikel 5

Wird bei einer der in zwölf aufeinanderfolgenden Monaten
durchgeführten monatlichen Kontrollen der Produktion jedes
einzelnen Glasofens, der repräsentativ für die normale und
regelmäßige Produktionstätigkeit ist, der durchschnittliche
Konzentrationsgrenzwert von 200 ppm überschritten, so hat
der Hersteller oder sein bevollmächtigter Vertreter den zustän-
digen Behörden der Mitgliedstaaten einen Bericht vorzulegen.
Dieser Bericht muss mindestens folgende Angaben enthalten:

— Messwerte,

— Beschreibung der verwendeten Messmethoden,(1) ABl. L 365 vom 31.12.1994, S. 10.
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— mutmaßliche Quellen für die Präsenz der Schwermetallkon-
zentrationsgrenzwerte,

— eingehende Beschreibung der zur Verringerung der Konzen-
trationsgrenzwerte getroffenen Maßnahmen.

Ist weder der Hersteller noch sein bevollmächtigter Vertreter in
der Gemeinschaft niedergelassen, so geht die Verpflichtung zur
Berichterstattung an die zuständigen Behörden auf denjenigen
über, der das Produkt in der Gemeinschaft in Verkehr bringt.

Die Messergebnisse aus Produktionsstätten und die verwen-
deten Messmethoden sind den zuständigen Behörden auf
Anfrage jederzeit zur Verfügung zu stellen.

Artikel 6

Diese Entscheidung gilt bis zum 30. Juni 2006, es sei denn, sie
wird — insbesondere auf der Grundlage der Berichte gemäß
Artikel 5 dieser Entscheidung und Artikel 17 der Richtlinie

94/62/EG — gemäß dem Verfahren des Artikels 21 der Richt-
linie 94/62/EG verlängert.

Artikel 7

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 19. Februar 2001

Für die Kommission

Margot WALLSTRÖM

Mitglied der Kommission
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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION
vom 1. März 2001

mit Maßnahmen zum Schutz gegen die Maul- und Klauenseuche im Vereinigten Königreich und zur
Aufhebung der Entscheidung 2001/145/EG

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2001) 681)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2001/172/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 90/425/EWG des Rates vom 26. Juni
1990 zur Regelung der veterinärrechtlichen und tierzüchteri-
schen Kontrollen im innergemeinschaftlichen Handel mit
lebenden Tieren und Erzeugnissen im Hinblick auf den Binnen-
markt (1), zuletzt geändert durch die Richtlinie 92/118/EWG (2),
insbesondere auf Artikel 10,

gestützt auf die Richtlinie 89/662/EWG des Rates vom 11.
Dezember 1989 zur Regelung der veterinärrechtlichen
Kontrollen im innergemeinschaftlichen Handel im Hinblick auf
den gemeinsamen Binnenmarkt (3), zuletzt geändert durch die
Richtlinie 92/118/EWG, insbesondere auf Artikel 9,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Aus dem Vereinigten Königreich wurden Ausbrüche von
Maul- und Klauenseuche (MKS) gemeldet.

(2) Aufgrund des Inverkehrbringens von und des Handels
mit lebenden Paarhufern und bestimmten Erzeugnissen
dieser Tiere könnte die in bestimmten Teilen des Verei-
nigten Königreichs vorherrschende MKS-Situation die
Tierbestände in anderen Mitgliedstaaten und in seuchen-
freien britischen Gebieten gefährden.

(3) Im Rahmen der Richtlinie 85/511/EWG des Rates vom
18. November 1985 zur Einführung von Maßnahmen
der Gemeinschaft zur Bekämpfung der Maul- und Klau-
enseuche (4), zuletzt geändert durch die Entscheidung
92/380/EWG der Kommission (5), hat das Vereinigte
Königreich Vorkehrungen getroffen und für die betrof-
fenen Gebiete weitere Bekämpfungsmaßnahmen festge-
legt, insbesondere ein Verbot der Verbringung der
empfänglichen Tiere in Großbritannien.

(4) Die Seuchenlage in bestimmten Teilen des Vereinigten
Königreichs macht eine Verschärfung der vom Verei-
nigten Königreich bereits getroffenen Maßnahmen zur
MKS-Bekämpfung erforderlich. Diesem Erfordernis wird
durch die Festlegung zusätzlicher Schutzmaßnahmen auf
Gemeinschaftsebene nachgekommen.

(5) Die Kommission hat in Zusammenarbeit mit dem betref-
fenden Mitgliedstaat bis zur Sitzung des Ständigen Vete-
rinärausschusses vorübergehende Maßnahmen getroffen,
indem sie die Entscheidung 2001/145/EG vom 21.
Februar 2001 mit Maßnahmen zum Schutz gegen die
Maul- und Klauenseuche im Vereinigten Königreich (6)
erlassen hat.

(6) Um die Maßnahmen an die derzeitige Seuchenlage anzu-
passen, müssen bestimmte Schutzmaßnahmen einge-
führt und muss die Entscheidung 2001/145/EG aufge-
hoben werden.

(7) Die Lage wird auf der für den 7. März 2001 anbe-
raumten Sitzung des Ständigen Veterinärausschusses
überprüft und die Maßnahmen werden erforderlichen-
falls angepasst werden.

(8) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Veterinär-
ausschusses —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Unbeschadet der Maßnahmen, die das Vereinigte Königreich im
Rahmen der Richtlinie 85/511/EWG erlassen hat, trägt das
Vereinigte Königreich dafür Sorge, dass folgende Bedingungen
erfüllt sind:

1. Es werden keine lebenden Rinder, Schafe, Ziegen, Schweine
und anderen Paarhufer zwischen den in Anhang I und
Anhang II aufgelisteten Teilen seines Hoheitsgebiets
verbracht.

2. Es werden keine lebenden Rinder, Schafe, Ziegen, Schweine
und anderen Paarhufer aus den in Anhang I und Anhang II
aufgelisteten Teilen des Hoheitsgebiets des Vereinigten
Königreichs in andere Teile der Gemeinschaft versandt oder
durch diese Gebiete durchgeführt.

Unbeschadet des von den zuständigen Behörden des Verei-
nigten Königreichs angewendeten Verbotes der Verbringung
empfänglicher Tiere innerhalb Großbritanniens und durch
Großbritannien und abweichend von Absatz 1 dürfen die
zuständigen Behörden die direkte und ununterbrochene
Durchfuhr von Paarhufern auf großen Straßen- und Bahn-
verbindungen durch die in Anhang I und Anhang II aufgeli-
steten Teile des Hoheitsgebiets des Vereinigten Königreichs
genehmigen.

3. Die Gesundheitsbescheinigungen, die lebende Rinder und
Schweine gemäß der Richtlinie 64/432/EWG des Rates (7),
zuletzt geändert durch die Richtlinie 2000/20/EG (8), sowie
lebende Schafe und Ziegen gemäß der Richtlinie 91/
68/EWG des Rates (9), zuletzt geändert durch die Entschei-
dung 94/953/EG der Kommission (10), bei ihrer Versendung
aus nicht in Anhang I und Anhang II aufgelisteten Teilen
seines Hoheitsgebiets in andere Mitgliedstaaten mitführen
müssen, werden um folgenden Vermerk ergänzt:

(1) ABl. L 224 vom 18.8.1990, S. 29.
(2) ABl. L 62 vom 15.3.1993, S. 49.
(3) ABl. L 395 vom 30.12.1989, S. 13. (7) ABl. 121 vom 29.7.1964, S. 1977/64.
(4) ABl. L 315 vom 26.11.1985, S. 11. (8) ABl. L 163 vom 4.7.2000, S. 35.
(5) ABl. L 198 vom 17.7.1992, S. 54. (9) ABl. L 46 vom 19.2.1991, S. 19.
(6) ABl. L 53 vom 23.2.2001, S. 25. (10) ABl. L 371 vom 31.12.1994, S. 14.
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„Tiere gemäß der Entscheidung 2001/172/EG der Kommis-
sion vom 1. März 2001 mit Maßnahmen zum Schutz gegen
die Maul- und Klauenseuche im Vereinigten Königreich.“

4. Die Gesundheitsbescheinigungen, die von anderen als den
unter die Bescheinigungen gemäß Absatz 3 fallenden Paar-
hufern bei ihrer Versendung aus nicht in Anhang I und
Anhang II aufgelisteten Teilen des Hoheitsgebiets des Verei-
nigten Königreichs in andere Mitgliedstaaten mitgeführt
werden müssen, werden um folgenden Vermerk ergänzt:

„Lebende Paarhufer gemäß der Entscheidung 2001/172/EG
der Kommission vom 1. März 2001 mit Maßnahmen zum
Schutz gegen die Maul- und Klauenseuche im Vereinigten
Königreich.“

5. Die Verbringung von Tieren, die eine Gesundheitsbescheini-
gung gemäß Absatz 3 oder 4 mitführen, in andere Mitglied-
staaten wird nur genehmigt, wenn die lokale Veterinärbe-
hörde die zuständigen Zentral- und Lokalbehörden im
Bestimmungsmitgliedstaat drei Tage im voraus über die
Tiersendung informiert hat.

Artikel 2

(1) Das Vereinigte Königreich versendet weder frisches
Rind-, Schaf-, Ziegen- und Schweinefleisch noch frisches
Fleisch anderer Paarhufer, das aus den in Anhang I aufgelisteten
Teilen seines Hoheitsgebiets stammt oder das von Tieren
gewonnen wurde, die aus diesen Teilen seines Hoheitsgebiets
stammen.

(2) Das Verbot gemäß Absatz 1 gilt nicht für

a) frisches Fleisch, das vor dem 1. Februar 2001 geschlachtet
wurde (vorausgesetzt, das Fleisch ist deutlich gekenn-
zeichnet) und das seit diesem Datum von Fleisch, das nicht
für die Versendung außerhalb der Gebiete gemäß Anhang I
bestimmt, getrennt befördert und gelagert wurde;

b) frisches Fleisch von Tieren, die außerhalb der Gebiete gemäß
Anhang I und Anhang II aufgezogen und abweichend von
der Regelung gemäß Artikel 1 Absatz 1 auf direktem Weg
und unter amtlicher Aufsicht in verplombten Transportmit-
teln zur unmittelbaren Schlachtung zu einem Schlachthof in
dem außerhalb der Schutzzone liegenden Gebiet gemäß
Anhang I befördert wurden; dieses Fleisch darf jedoch nur
im Vereinigten Königreich in den Verkehr gebracht werden;

c) frisches Fleisch aus Zerlegungsbetrieben, die in dem Gebiet
gemäß Anhang I liegen und folgende Anforderungen
erfüllen:

— Sie bearbeiten ausschließlich frisches Fleisch im Sinne
der Buchstaben a) und b) oder frisches Fleisch von
Tieren, die außerhalb des Gebiets gemäß Anhang I
aufgezogen und geschlachtet wurden;

— das gesamte in diesen Betrieben erzeugte frische Fleisch
trägt das Genusstauglichkeitskennzeichen gemäß
Anhang I Kapitel XI der Richtlinie 64/433/EWG des
Rates über die gesundheitlichen Bedingungen für die

Gewinnung und das Inverkehrbringen von frischem
Fleisch (1);

— die Betriebe arbeiten unter strenger tierärztlicher Über-
wachung;

— das in diesen Betrieben erzeugte frische Fleisch wird
deutlich gekennzeichnet und von Fleisch, das nicht für
außerhalb der Gebiete gemäß Anhang I liegende Teile
der Gemeinschaft bestimmt ist, getrennt befördert und
gelagert;

— die Einhaltung der genannten Bedingungen wird von der
zuständigen Veterinärbehörde unter der Überwachung
der zentralen Veterinärbehörden kontrolliert, die den
anderen Mitgliedstaaten und der Kommission eine Liste
der Betriebe, die sie in Anwendung dieser Vorschriften
zugelassen haben, übermitteln.

(3) Fleisch, das aus dem Vereinigten Königreich in andere
Mitgliedstaaten versendet wird, führt eine von einem amtlichen
Tierarzt ausgestellte Veterinärbescheinigung mit, die folgenden
Vermerk enthält:

„Fleisch gemäß der Entscheidung 2001/172/EG der
Kommission vom 1. März 2001 mit Maßnahmen zum
Schutz gegen die Maul- und Klauenseuche im Vereinigten
Königreich.“

Artikel 3

(1) Das Vereinigte Königreich versendet keine Fleischerzeug-
nisse von Rindern, Schafen, Ziegen, Schweinen und anderen
Paarhufern aus den in Anhang I aufgelisteten Teilen seines
Hoheitsgebiets bzw. keine Fleischerzeugnisse, die mit Fleisch
von Tieren aus diesen Teilen seines Hoheitsgebiets zubereitet
wurden.

(2) Das Verbot gemäß Absatz 1 gilt nicht für Fleischerzeug-
nisse, die einer der Behandlungen gemäß Artikel 4 Absatz 1 der
Richtlinie 80/215/EWG des Rates (2), zuletzt geändert durch
die Richtlinie 91/687/EWG (3), unterzogen wurden, oder für
Fleischerzeugnisse gemäß der Begriffsbestimmung der Richt-
linie 77/99/EWG des Rates (4) zur Regelung gesundheitlicher
Fragen bei der Herstellung und dem Inverkehrbringen von
Fleischerzeugnissen und einigen anderen Erzeugnissen tieri-
schen Ursprungs, zuletzt geändert durch die Richtlinie 97/76/
EG des Rates (5), die während ihrer Zubereitung einem einheit-
lich auf die gesamte Substanz einwirkenden pH-Wert von
weniger als 6 ausgesetzt worden sind.

(3) Das Verbot gemäß Absatz 1 gilt nicht für

a) Fleischerzeugnisse von Paarhufern, die vor dem 1. Februar
2001 geschlachtet wurden (vorausgesetzt, die Fleischerzeug-
nisse sind deutlich gekennzeichnet), und die seit diesem
Datum von Fleischerzeugnissen, die nicht für außerhalb der
Gebiete gemäß Anhang I liegende Teile der Gemeinschaft
bestimmt sind, getrennt befördert und gelagert wurden;

(1) ABl. 121 vom 29.7.1964, S. 2012/64. Richtlinie aktualisiert durch
die Richtlinie 91/497/EWG (ABl. L 268 vom 24.9.1991, S. 69) und
zuletzt geändert durch die Richtlinie 95/23/EG (ABl. L 243 vom
11.10.1995, S. 7).

(2) ABl. L 47 vom 21.2.1980, S. 4.
(3) ABl. L 377 vom 31.12.1991, S. 16.
(4) ABl. L 26 vom 31.1.1977, S. 85. Richtlinie aktualisiert durch die

Richtlinie 92/5/EWG (ABl. L 57 vom 2.3.1992, S. 1.) und zuletzt
geändert durch die Richtlinie 92/45/EWG (ABl. L 268 vom
14.9.1992, S. 35).

(5) ABl. L 10 vom 16.1.1998, S. 25.
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b) Fleischerzeugnisse aus Betrieben, die folgende Anforde-
rungen erfüllen:

— Sie verwenden ausschließlich frisches Fleisch, das die
Bedingungen gemäß Artikel 2 Absatz 2 erfüllt;

— alle im Enderzeugnis verwendeten Fleischerzeugnisse
erfüllen die Bedingungen gemäß Buchstabe a) oder
werden aus frischem Fleisch von Tieren hergestellt, die
außerhalb des Gebiets gemäß Anhang I aufgezogen und
geschlachtet wurden;

— alle Fleischerzeugnisse tragen das Genusstauglichkeits-
kennzeichen gemäß Anhang A Kapitel VII der Richtlinie
77/99/EWG;

— die Betriebe arbeiten unter strenger tierärztlicher Über-
wachung;

— die in diesen Betrieben erzeugten Fleischerzeugnisse
werden deutlich gekennzeichnet und von Fleisch und
Fleischerzeugnissen, die nicht für außerhalb der Gebiete
gemäß Anhang I liegende Teile der Gemeinschaft
bestimmt sind, getrennt befördert und gelagert;

— die Einhaltung der genannten Bedingungen wird von der
zuständigen Behörde unter der Verantwortung der
zentralen Veterinärbehörden kontrolliert, die den
anderen Mitgliedstaaten und der Kommission eine Liste
der Betriebe, die sie in Anwendung dieser Vorschriften
zugelassen haben, übermitteln;

c) Fleischerzeugnisse, die in nicht in Anhang I aufgelisteten
Teilen des Hoheitsgebiets des Vereinigten Königreichs unter
Verwendung von Fleisch zubereitet werden, das vor dem 1.
Februar 2001 in den in Anhang I aufgelisteten Gebieten
geschlachtet wurde, vorausgesetzt, das Fleisch und die
Fleischerzeugnisse sind deutlich gekennzeichnet und werden
von Fleisch und Fleischerzeugnissen, die nicht für die Ver-
sendung außerhalb der Gebiete gemäß Anhang I bestimmt
sind, getrennt befördert und gelagert.

(4) Fleischerzeugnisse, die aus dem Vereinigten Königreich
in andere Mitgliedstaaten versendet werden, führen eine von
einem amtlichen Tierarzt ausgestellte Veterinärbescheinigung
mit, die folgenden Vermerk enthält:

„Fleischerzeugnisse gemäß der Entscheidung 2001/172/EG
der Kommission vom 1. März 2001 mit Maßnahmen zum
Schutz gegen die Maul- und Klauenseuche im Vereinigten
Königreich.“

(5) Abweichend von Absatz 4 genügt es bei Fleischerzeug-
nissen, die den Anforderungen von Absatz 2 entsprechen und
in luftdicht verschlossenen Behältnissen versendet werden, dass
die Einhaltung der Bedingungen für die Behandlung gemäß
Absatz 2 in dem Handelspapier aufgeführt ist, das die Sendung
begleitet und mit dem Sichtvermerk gemäß Artikel 9 versehen
ist.

Artikel 4

(1) Das Vereinigte Königreich versendet keine Milch für den
menschlichen oder nicht menschlichen Verbrauch aus den in
Anhang I aufgelisteten Teilen seines Hoheitsgebiets.

(2) Das Verbot gemäß Absatz 1 gilt nicht für Milch für den
menschlichen oder nicht menschlichen Verbrauch, die min-

destens folgenden Behandlungen unterzogen wurde:

a) einer ersten Pasteurisierung nach den Normen von Anhang I
Kapitel 1 Nummer 3 Buchstabe b) der Richtlinie 92/
118/EWG, gefolgt von einer zweiten Wärmebehandlung
durch Hochtemperaturpasteurisierung, Ultrahocherhitzung,
Sterilisierung oder einem Trocknungsprozess, der eine
Wärmebehandlung gleicher Wirkung wie eine der vorge-
nannten Wärmebehandlungen beinhaltet; oder

b) einer ersten Pasteurisierung nach den Normen von Anhang I
Kapitel 1 Nummer 3 Buchstabe b) der Richtlinie 92/
118/EWG, kombiniert mit einer Behandlung, wonach der
pH-Wert auf weniger als 6 gesenkt und für mindestens eine
Stunde auf diesem Wert gehalten wird.

(3) Das Verbot gemäß Absatz 1 gilt nicht für Milch aus
Betrieben, die in den Gebieten gemäß Anhang I liegen und
folgende Anforderungen erfüllen:

a) Sie verwenden ausschließlich Milch, die entweder die Bedin-
gungen gemäß Absatz 2 erfüllt oder von Tieren stammt, die
außerhalb des Gebiets gemäß Anhang I gehalten werden,

b) die Betriebe arbeiten unter strenger tierärztlicher Überwa-
chung;

c) die Milch wird deutlich gekennzeichnet und von Milch und
Milcherzeugnissen, die nicht für außerhalb der Gebiete
gemäß Anhang I liegende Teile der Gemeinschaft bestimmt
sind, getrennt befördert und gelagert;

d) Rohmilch aus außerhalb der Gebiete gemäß Anhang I
liegenden Betrieben wird zu den vorgenannten Betrieben in
Transportfahrzeugen befördert, die vor ihrer Verwendung
gereinigt und desinfiziert wurden und die anschließend
nicht mit Betrieben in den in Anhang I genannten Gebieten
in Berührung gekommen sind, in denen Tiere
MKS-empfänglicher Arten gehalten werden;

e) die Einhaltung der genannten Bedingungen wird von der
zuständigen Veterinärbehörde unter der Überwachung der
zentralen Veterinärbehörden kontrolliert, die den anderen
Mitgliedstaaten und der Kommission eine Liste der Betriebe,
die sie in Anwendung dieser Vorschriften zugelassen haben,
übermitteln.

(4) Milch, die aus dem Vereinigten Königreich in andere
Mitgliedstaaten versendet wird, führt eine amtliche Bescheini-
gung mit, die folgenden Vermerk enthält:

„Milch gemäß der Entscheidung 2001/172/EG der Kommis-
sion vom 1. März 2001 mit Maßnahmen zum Schutz
gegen die Maul- und Klauenseuche im Vereinigten König-
reich.“

(5) Abweichend von Absatz 4 genügt es bei Milch, die den
Anforderungen von Absatz 2 Buchstabe a) oder b) entspricht
und in luftdicht verschlossenen Behältnissen versendet wird
oder in einem automatisierten Produktionssystem verarbeitet
wurde, das die Einhaltung der Behandlungsnormen gewährleis-
tet und aufzeichnet, dass die Einhaltung der Bedingungen für
die Behandlung gemäß Absatz 2 Buchstabe a) oder b) in dem
Handelspapier aufgeführt ist, das die Sendung begleitet und mit
dem Sichtvermerk gemäß Artikel 9 versehen ist.
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Artikel 5

(1) Das Vereinigte Königreich versendet keine Milcherzeug-
nisse für den menschlichen oder nicht menschlichen Verbrauch
aus den in Anhang I aufgelisteten Teilen seines Hoheitsgebiets.

(2) Das Verbot gemäß Absatz 1 gilt nicht für

a) Milcherzeugnisse, die vor dem 1. Februar 2001 hergestellt
wurden;

b) Milcherzeugnisse, die aus Milch hergestellt wurden, die die
Bedingungen gemäß Artikel 4 Absatz 2 oder 3 erfüllt;

c) Milcherzeugnisse, die für 15 Sekunden auf mindestens
71,7 °C erhitzt wurden, wobei davon ausgegangen wird,
dass eine solche Behandlung nicht erforderlich ist für Fertig-
erzeugnisse, deren Bestandteile den jeweiligen tierseuchen-
rechtlichen Bedingungen dieser Entscheidung entsprechen.

(3) Das Verbot gemäß Absatz 1 gilt nicht für

a) Milcherzeugnisse aus Betrieben, die in den Gebieten gemäß
Anhang I liegen und folgende Anforderungen erfüllen:

— Sie verwenden ausschließlich Milch, die entweder die
Bedingungen gemäß Artikel 4 Absatz 2 erfüllt oder von
Tieren stammt, die außerhalb des Gebiets gemäß
Anhang I gehalten werden,

— alle im Enderzeugnis verwendeten Milcherzeugnisse
erfüllen entweder die Bedingungen gemäß Absatz 2 oder
werden aus Milch von Tieren hergestellt, die außerhalb
des Gebiets gemäß Anhang I gehalten werden;

— die Betriebe arbeiten unter strenger tierärztlicher Über-
wachung;

— die Milcherzeugnisse werden deutlich gekennzeichnet
und von Milch und Milcherzeugnissen, die nicht für
außerhalb der Gebiete gemäß Anhang I liegende Teile
der Gemeinschaft bestimmt sind, getrennt befördert und
gelagert;

— die Einhaltung der genannten Bedingungen wird von der
zuständigen Behörde unter der Verantwortung der
zentralen Veterinärbehörden kontrolliert, die den
anderen Mitgliedstaaten und der Kommission eine Liste
der Betriebe, die sie in Anwendung dieser Vorschriften
zugelassen haben, übermitteln.

b) Milcherzeugnisse, die in außerhalb der Gebiete gemäß
Anhang I liegenden Teilen des griechischen Hoheitsgebiets
unter Verwendung von Milch hergestellt werden, die vor
dem 1. Februar 2001 in den Gebieten gemäß Anhang I
gewonnen wurde, vorausgesetzt, die Milcherzeugnisse sind
deutlich gekennzeichnet und werden von Milcherzeug-
nissen, die nicht zur Versendung außerhalb der Gebiete
gemäß Anhang I bestimmt sind, getrennt befördert und
gelagert.

(4) Milcherzeugnisse, die aus dem Vereinigten Königreich in
andere Mitgliedstaaten versendet werden, führen eine amtliche
Bescheinigung mit, die folgenden Vermerk enthält:

„Milcherzeugnisse gemäß der Entscheidung 2001/172/EG
der Kommission vom 1. März 2001 mit Maßnahmen zum
Schutz gegen die Maul- und Klauenseuche im Vereinigten
Königreich.“

(5) Abweichend von Absatz 4 genügt es bei Milcherzeug-
nissen, die den Anforderungen von Absatz 2 Buchstabe a) oder
b) entsprechen und in luftdicht verschlossenen Behältnissen
versendet werden oder in einem automatisierten
Produktionssystem verarbeitet wurden, das die Einhaltung der
Behandlungsnormen gewährleistet und aufzeichnet, dass die
Einhaltung der Bedingungen für die Behandlung gemäß Absatz

2 in dem Handelspapier aufgeführt ist, das die Sendung
begleitet und mit dem Sichtvermerk gemäß Artikel 9 versehen
ist.

Artikel 6

(1) Das Vereinigte Königreich versendet weder Sperma noch
Eizellen und Embryonen von Rindern, Schafen, Ziegen,
Schweinen oder anderen Paarhufern aus den in Anhang I
aufgelisteten Teilen seines Hoheitsgebiets in andere Teile des
Vereinigten Königreichs.

(2) Das Vereinigte Königreich versendet weder Sperma noch
Eizellen und Embryonen von Rindern, Schafen, Ziegen,
Schweinen oder anderen Paarhufern aus den in Anhang I und
Anhang II aufgelisteten Teilen seines Hoheitsgebiets.

(3) Das Verbot gilt nicht für gefrorenes Rindersperma und
gefrorene Rindereizellen und Rinderembryonen, die vor dem 1.
Februar 2001 gewonnen wurden.

(4) Die Gesundheitsbescheinigung gemäß der Richtlinie
88/407/EWG des Rates (1), zuletzt geändert durch die Akte
über den Beitritt Österreichs, Finnlands und Schwedens, die
gefrorenes Rindersperma bei seiner Versendung aus dem Verei-
nigten Königreich in andere Mitgliedstaaten mitführen muss,
wird um folgenden Vermerk ergänzt:

„Gefrorenes Rindersperma gemäß der Entscheidung 2001/
172/EG der Kommission vom 1. März 2001 mit
Maßnahmen zum Schutz gegen die Maul- und Klauen-
seuche im Vereinigten Königreich.“

(5) Die Gesundheitsbescheinigung gemäß der Richtlinie
88/556/EWG des Rates (2), zuletzt geändert durch die Akte
über den Beitritt Österreichs, Finnlands und Schwedens, die
Rinderembryonen bei ihrer Versendung aus dem Vereinigten
Königreich in andere Mitgliedstaaten mitführen müssen, wird
um folgenden Vermerk ergänzt:

„Rinderembryonen gemäß der Entscheidung 2001/172/EG
der Kommission vom 1. März 2001 mit Maßnahmen zum
Schutz gegen die Maul- und Klauenseuche im Vereinigten
Königreich.“

Artikel 7

(1) Das Vereinigte Königreich versendet keine Häute und
Felle von Rindern, Schafen, Ziegen, Schweinen oder anderen
Paarhufern aus den in Anhang I aufgelisteten Teilen seines
Hoheitsgebiets.

(2) Das Verbot gilt nicht für vor dem 1. Februar 2001
gewonnene Häute und Felle oder Häute und Felle, die die
Bedingungen gemäß Anhang I Kapitel 3 Nummer 1 Abschnitt
A Gedankenstriche 2 bis 5 oder Nummer 1 Abschnitt B Gedan-
kenstriche 3 bis 4 der Richtlinie 92/118/EWG erfüllen. Es ist
dafür Sorge zu tragen, dass behandelte Häute und Felle
wirksam von unbehandelten Häuten und Fellen getrennt
werden.

(1) ABl. L 194 vom 22.7.1988, S. 10.
(2) ABl. L 302 vom 19.10.1989, S. 1.
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(3) Das Vereinigte Königreich trägt dafür Sorge, dass Häute
und Felle von Rindern, Schafen, Ziegen, Schweinen oder
anderen Paarhufern, die in andere Mitgliedstaaten versendet
werden sollen, eine Bescheinigung mitführen, die folgenden
Vermerk enthält:

„Häute und Felle gemäß der Entscheidung 2001/172/EG
der Kommission vom 1. März 2001 mit Maßnahmen zum
Schutz gegen die Maul- und Klauenseuche im Vereinigten
Königreich.“

(4) Abweichend von Absatz 3 genügt es bei Häuten und
Fellen, die den Anforderungen von Anhang I Kapitel 3
Nummer 1 Abschnitt A Gedankenstriche 2 bis 5 der Richtlinie
92/118/EWG entsprechen, dass sie von einem Handelspapier
begleitet werden, aus dem die Einhaltung der Bedingungen für
die Behandlung gemäß Anhang I Kapitel 3 Nummer 1 Buch-
stabe A Gedankenstriche 2 bis 5 der Richtlinie 92/118/EWG
hervorgeht.

(5) Abweichend von Absatz 3 genügt es bei Häuten und
Fellen, die den Anforderungen von Anhang I Kapitel 3
Nummer 1 Abschnitt B Gedankenstriche 3 und 4 der Richtlinie
92/118/EWG entsprechen, dass die Einhaltung der Bedin-
gungen für die Behandlung gemäß Anhang I Kapitel 3 Nummer
1 Abschnitt B Gedankenstriche 3 und 4 der Richtlinie 92/
118/EWG in dem Handelspapier aufgeführt ist, das die
Sendung begleitet und mit dem Sichtvermerk gemäß Artikel 9
versehen ist.

Artikel 8

(1) Das Vereinigte Königreich versendet keine nach dem 1.
Februar 2001 hergestellte Erzeugnisse von nicht unter die
Artikel 2, 3, 4, 5, 6 und 7 fallenden Rindern, Schafen, Ziegen,
Schweinen oder anderen Paarhufern aus den in Anhang I
aufgelisteten Teilen seines Hoheitsgebiets.

(2) Das Verbot gemäß Absatz 1 gilt nicht für

a) tierische Erzeugnisse gemäß Absatz 1, die folgenden
Behandlungen unterzogen wurden:

— Hitzebehandlung in einem hermetisch verschlossenen
Behältnis bei einem Fo-Wert von mindestens 3, oder

— Hitzebehandlung, bei der die Kerntemperatur des
Erzeugnisses auf mindestens 70 °C gebracht wird;

b) Blut und Bluterzeugnisse gemäß der Begriffsbestimmung
von Anhang I Kapitel 7 der Richtlinie 92/118/EWG, die
folgenden Behandlungen unterzogen wurden:

— mindestens dreistündige Hitzebehandlung bei einer
Temperatur von 65 °C, gefolgt von einer Wirksamkeits-
prüfung,

— Bestrahlung bei 2.5 Megarad oder Gammabestrahlung,
gefolgt von einer Wirksamkeitsprüfung,

— Veränderung des pH-Wertes auf pH 5 oder weniger
innerhalb von mindestens zwei Stunden, gefolgt von
einer Wirksamkeitsprüfung;

c) Schmalz und ausgelassene Fette, die der Hitzebehandlung
gemäß Anhang I Kapitel 9 Nummer 2 Buchstabe A der
Richtlinie 92/118/EWG unterzogen worden sind;

d) Tierdärme, für die die Bestimmungen von Anhang I Kapitel
2 Abschnitt B der Richtlinie 92/118/EWG sinngemäß
gelten;

e) Unbehandelte Schafwolle und unbehandelte Wiederkäuer-
haare, die trocken und fest verpackt sind;

f) halbfeuchtes und trockenes Heimtierfutter, das den Anforde-
rungen von Anhang I Kapitel 4 Nummer 2 bzw. 3 der
Richtlinie 92/118/EWG entspricht;

g) zusammengesetzte Erzeugnisse, die Erzeugnisse tierischen
Ursprungs enthalten und keiner weiteren Behandlung unter-
zogen werden, wobei davon ausgegangen wird, dass die
Behandlung nicht erforderlich ist für Fertigerzeugnisse,
deren Bestandteile den jeweiligen tierseuchenrechtlichen
Bedingungen dieser Entscheidung entsprechen.

(3) Das Vereinigte Königreich trägt dafür Sorge, dass tieri-
sche Erzeugnisse gemäß Absatz 2, die in andere Mitgliedstaaten
versendet werden sollen, eine amtliche Bescheinigung
mitführen, die folgenden Vermerk enthält:

„Tierische Erzeugnisse gemäß der Entscheidung 2001/
172/EG der Kommission vom 1. März 2001 mit
Maßnahmen zum Schutz gegen die Maul- und Klauen-
seuche im Vereinigten Königreich.“

(4) Abweichend von Absatz 3 genügt es bei den in Absatz 2
Buchstaben b), c), d) und e) genannten Erzeugnissen, dass die
Einhaltung der Bedingungen für die Behandlung in dem
Handelspapier aufgeführt ist, das gemäß dem einschlägigen
Gemeinschaftsrecht erforderlich und mit dem Sichtvermerk
gemäß Artikel 9 versehen ist.

Artikel 9

Wird auf diesen Artikel Bezug genommen, so tragen die
zuständigen Behörden des Vereinigten Königreichs dafür Sorge,
dass das gemäß dem Gemeinschaftsrecht erforderliche Handels-
papier für den innergemeinschaftlichen Handel mit einem
Sichtvermerk versehen wird, indem eine Abschrift einer amtli-
chen Bescheinigung beigefügt wird, aus der hervorgeht, dass
das Herstellungsverfahren überprüft worden und dabei festge-
stellt worden ist, dass es den einschlägigen Anforderungen des
Gemeinschaftsrechts entspricht und geeignet ist, den MKS-Virus
zu vernichten, und dass Maßnahmen getroffen worden sind,
um eine mögliche Rekontamination mit dem MKS-Virus nach
der Behandlung zu verhindern.

Eine solche Bescheinigung über die Prüfung des Herstellungs-
verfahrens muss einen Hinweis auf diese Entscheidung tragen,
dreißig Tage gelten, das Ende der Gültigkeitsdauer enthalten
und kann nach Kontrolle des Betriebes erneuert werden.

Artikel 10

Das Vereinigte Königreich trägt dafür Sorge, dass Fahrzeuge,
die zur Beförderung lebender Tiere verwendet werden, nach
jeder Verwendung gereinigt und desinfiziert werden, und
erbringen einen entsprechenden Desinfektionsnachweis.
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Artikel 11

(1) Andere Mitgliedstaaten als das Vereinigte Königreich
versenden keine lebenden Tiere der empfänglichen Arten in die
in Anhang I aufgelisteten Teile des Hoheitsgebiets des Verei-
nigten Königreichs.

(2) Unbeschadet der bereits von den Mitgliedstaaten getrof-
fenen Maßnahmen treffen die anderen Mitgliedstaaten als das
Vereinigte Königreich jegliche Schutzmaßnahme, einschließlich
der Quarantäne empfänglicher Tiere und der vorbeugenden
Tötung von Schafen, Ziegen, Hirschen und Kamelartigen, die
zwischen dem 1. und 21. Februar 2001 aus dem Vereinigten
Königreich versandt wurden.

Die Schutzmaßnahmen gemäß Unterabsatz 1 werden unbe-
schadet von Artikel 6 der Entscheidung 90/424/EWG des
Rates (1), zuletzt geändert durch die Entscheidung 2001/
12/EG (2), getroffen.

Artikel 12

Die Entscheidung 2001/145/EG wird aufgehoben.

Artikel 13

Die Mitgliedstaaten ändern ihre Handelsvorschriften, um sie
mit dieser Entscheidung in Einklang zu bringen. Sie unter-
richten die Kommission unverzüglich davon.

Artikel 14

Diese Entscheidung gilt bis zum 9. März 2001.

Artikel 15

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 1. März 2001

Für die Kommission

David BYRNE

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 224 vom 18.8.1990, S. 19.
(2) ABl. L 3 vom 6.1.2001, S. 27.

ANHANG I

Vereinigtes Königreich

ANHANG II

Vereinigtes Königreich
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